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Nr 236 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages 

(4. Session der 15. Gesetzgebungsperiode) 

 

Vorlage der Landesregierung 

Gesetz vom ....................................... , mit dem das Bediensteten-Schutzgesetz geändert wird 

Der Salzburger Landtag hat beschlossen: 

Das Bediensteten-Schutzgesetz, LGBl Nr 103/2000, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 
66/2011, wird geändert wie folgt: 

1. Im § 2 lautet die Z 12: 

 „12. gefährliche Arbeitsstoffe: sind explosionsgefährliche, brandgefährliche und gesundheitsgefähr-
dende Arbeitsstoffe sowie biologische Arbeitsstoffe, sofern nicht die Ermittlung und Beurteilung 
gemäß § 28 Abs 2 ergeben hat, dass es sich um einen biologischen Arbeitsstoff ohne erkennbares 
Gesundheitsrisiko für die Bediensteten handelt;“ 

2. Im § 29 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

2.1. Im Abs 1 lautet der letzte Satz: 

„In diesen Verordnungen ist insbesondere folgende Richtlinie in der sich aus § 56 ergebenden Fassung zu 
berücksichtigen: 

 - die Richtlinie 2009/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 
2009 über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung von Ar-
beitsmitteln durch Arbeitnehmer bei der Arbeit (Zweite Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 
Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG).“ 

2.2. Im Abs 2 lautet der letzte Satz: 

„In diesen Verordnungen sind insbesondere folgende Richtlinien in der sich aus § 56 ergebenden Fassung 
zu berücksichtigen: 

 - die Richtlinie 91/322/EWG der Kommission vom 29. Mai 1991 zur Festsetzung von Richt-
grenzwerten zur Durchführung der Richtlinie 80/1107/EWG des Rates über den Schutz der Ar-
beitnehmer vor der Gefährdung durch chemische, physikalische und biologische Arbeitsstoffe 
bei der Arbeit; 

 - die Richtlinie 98/24/EG des Rates vom 7. April 1998 zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit 
der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (vierzehnte 
Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG); 

 - die Richtlinie 2000/39/EG der Kommission vom 8. Juni 2000 zur Festlegung einer ersten Liste 
von Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durchführung der Richtlinie 98/24/EG des Rates zum 
Schutz von Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemische 
Arbeitsstoffe bei der Arbeit; 

 - die Richtlinie 2000/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. September 2000 
über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei der Ar-
beit (Siebte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG); 

 - Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über den 
Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei der Arbeit 
(Sechste Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG des Ra-
tes); 

 - die Richtlinie 2009/148/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 
über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Asbest am Arbeitsplatz.“ 

3. Im § 37 lautet der letzte Satz:  

„In diesen Verordnungen sind insbesondere folgende Richtlinien in der sich aus § 56 ergebenden Fassung 
zu berücksichtigen: 

 - die Richtlinie 98/24/EG des Rates vom 7. April 1998 zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit 
der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (vierzehnte 
Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG); 
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 - die Richtlinie 2003/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Februar 2003 über 
Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Ge-
fährdung durch physikalische Einwirkungen (Lärm) (17. Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 
16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG); 

 - die Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei der Ar-
beit (Sechste Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG des 
Rates); 

 - Richtlinie 2009/148/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 
über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Asbest am Arbeitsplatz.“ 

4. Im § 44 lautet der letzte Satz: 

„In diesen Verordnungen sind insbesondere folgende Richtlinien in der sich aus § 56 ergebenden Fassung 
zu berücksichtigen: 

 - die Richtlinie 89/656/EWG des Rates vom 30. November 1989 über Mindestvorschriften für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung persönlicher Schutzausrüstungen durch Arbeit-
nehmer bei der Arbeit (Dritte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG); 

 - die Richtlinie 90/269/EWG des Rates vom 29. Mai 1990 über die Mindestvorschriften bezüglich 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der manuellen Handhabung von Lasten, die für 
die Arbeitnehmer insbesondere eine Gefährdung der Lendenwirbelsäule mit sich bringt (Vierte 
Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG); 

 - die Richtlinie 90/270/EWG des Rates vom 29. Mai 1990 über die Mindestvorschriften bezüglich 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit an Bildschirmgeräten (Fünfte Einzel-
richtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG); 

 - die Richtlinie 92/57/EWG des Rates vom 24. Juni 1992 über die auf zeitlich begrenzte oder orts-
veränderliche Baustellen anzuwendenden Mindestvorschriften für die Sicherheit und den Ge-
sundheitsschutz (Achte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG); 

 - die Richtlinie 94/33/EG des Rates vom 22. Juni 1994 über den Jugendarbeitsschutz; 

 - die Richtlinie 2003/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Februar 2003 über 
Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Ge-
fährdung durch physikalische Einwirkungen (Lärm) (17. Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 
16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG).“ 

5. § 56 lautet: 

„Umsetzung von EU-Recht 

§ 56 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 

 1. Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über die Durchführung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit, 
ABl Nr L 183 vom 29. Juni 1989, in der Fassung der Verordnung (EG) Nr 1137/2008 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2008 zur Anpassung einiger Rechtsakte, für 
die das Verfahren des Artikels 251 des Vertrags gilt, an den Beschluss 1999/468/EG des Rates in 
Bezug auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle – Anpassung an das Regelungsverfahren mit 
Kontrolle – Erster Teil , ABl Nr L 311 vom 21. November 2008; 

 2. Richtlinie 89/654/EWG des Rates vom 30. November 1989 über Mindestvorschriften für Sicher-
heit und Gesundheitsschutz in Arbeitsstätten (Erste Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Ab-
satz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl Nr L 393 vom 30. Dezember 1989, in der Fassung der 
Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2007 zur Ände-
rung der Richtlinie 89/391/EWG des Rates und ihrer Einzelrichtlinien sowie der Richtlinien 
83/477/EWG, 91/383/EWG, 92/29/EWG und 94/33/EG des Rates im Hinblick auf die Vereinfa-
chung und Rationalisierung der Berichte über die praktische Durchführung, ABl Nr L 165 vom 
27. Juni 2007; 

 3. Richtlinie 89/656/EWG des Rates vom 30. November 1989 über Mindestvorschriften für Sicher-
heit und Gesundheitsschutz bei Benutzung persönlicher Schutzausrüstungen durch Arbeitnehmer 
bei der Arbeit (Dritte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG), ABl Nr L 393 vom 30. Dezember 1989, in der Fassung der Richtlinie 2007/30/EG 
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des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2007 zur Änderung der Richtlinie 
89/391/EWG des Rates und ihrer Einzelrichtlinien sowie der Richtlinien 83/477/EWG, 
91/383/EWG, 92/29/EWG und 94/33/EG des Rates im Hinblick auf die Vereinfachung und Rati-
onalisierung der Berichte über die praktische Durchführung, ABl Nr L 165 vom 27. Juni 2007; 

 4. Richtlinie 90/269/EWG des Rates vom 29. Mai 1990 über die Mindestvorschriften bezüglich der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der manuellen Handhabung von Lasten, die für die 
Arbeitnehmer insbesondere eine Gefährdung der Lendenwirbelsäule mit sich bringt (Vierte Ein-
zelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl Nr L 156 vom 
21. Juni 1990, in der Fassung der Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Juni 2007 zur Änderung der Richtlinie 89/391/EWG des Rates und ihrer Einzel-
richtlinien sowie der Richtlinien 83/477/EWG, 91/383/EWG, 92/29/EWG und 94/33/EG des Ra-
tes im Hinblick auf die Vereinfachung und Rationalisierung der Berichte über die praktische 
Durchführung, ABl Nr L 165 vom 27. Juni 2007; 

 5. Richtlinie 90/270/EWG des Rates vom 29. Mai 1990 über die Mindestvorschriften bezüglich der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit an Bildschirmgeräten (Fünfte Einzelricht-
linie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl Nr L 156 vom 21. Juni 
1990, in der Fassung der Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Juni 2007 zur Änderung der Richtlinie 89/391/EWG des Rates und ihrer Einzelrichtlinien 
sowie der Richtlinien 83/477/EWG, 91/383/EWG, 92/29/EWG und 94/33/EG des Rates im Hin-
blick auf die Vereinfachung und Rationalisierung der Berichte über die praktische Durchführung, 
ABl Nr L 165 vom 27. Juni 2007; 

 6. Richtlinie 91/322/EWG der Kommission vom 29. Mai 1991 zur Festsetzung von Richtgrenzwer-
ten zur Durchführung der Richtlinie 80/1107/EWG des Rates über den Schutz der Arbeitnehmer 
vor der Gefährdung durch chemische, physikalische und biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit, 
ABl Nr L 177 vom 5. Juli 1991, in der Fassung der Richtlinie 2006/15/EG der Kommission vom 
7. Februar 2006 zur Festlegung einer zweiten Liste von Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durch-
führung der Richtlinie 98/24/EG des Rates und zur Änderung der Richtlinien 91/322/EWG und 
2000/39/EG, ABl Nr L 38 vom 9. Februar 2006; 

 7. Richtlinie 91/383/EWG des Rates vom 25. Juni 1991 zur Ergänzung der Maßnahmen zur Ver-
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von Arbeitnehmern mit befristetem Ar-
beitsverhältnis oder Leiharbeitsverhältnis, ABl Nr L 206 vom 29. Juli 1991, in der Fassung der 
Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2007 zur Ände-
rung der Richtlinie 89/391/EWG des Rates und ihrer Einzelrichtlinien sowie der Richtlinien 
83/477/EWG, 91/383/EWG, 92/29/EWG und 94/33/EG des Rates im Hinblick auf die Vereinfa-
chung und Rationalisierung der Berichte über die praktische Durchführung, ABl Nr L 165 vom 
27. Juni 2007; 

 8. Richtlinie 92/57/EWG des Rates vom 24. Juni 1992 über die auf zeitlich begrenzte oder ortsver-
änderliche Baustellen anzuwendenden Mindestvorschriften für die Sicherheit und den Gesund-
heitsschutz (Achte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 
89/391/EWG), ABl Nr L 245 vom 26. August 1992, in der Fassung der Richtlinie 2007/30/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2007 zur Änderung der Richtlinie 
89/391/EWG des Rates und ihrer Einzelrichtlinien sowie der Richtlinien 83/477/EWG, 
91/383/EWG, 92/29/EWG und 94/33/EG des Rates im Hinblick auf die Vereinfachung und Rati-
onalisierung der Berichte über die praktische Durchführung, ABl Nr L 165 vom 27. Juni 2007; 

 9. Richtlinie 92/58/EWG des Rates vom 24. Juni 1992 über Mindestvorschriften für die Sicherheits- 
und/oder Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz (Neunte Einzelrichtlinie im Sinne 
von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl Nr L 245 vom 26. August 1992, in der 
Fassung der Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 
2014 zur Änderung der Richtlinien 92/58/EWG, 92/85/EWG, 94/33/EG und 98/24/EG des Rates 
sowie der Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks ihrer An-
passung an die Verordnung (EG) Nr 1272/2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpa-
ckung von Stoffen und Gemischen, ABl Nr L 65 vom 5. März 2014; 

 10. Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerin-
nen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie 
im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl Nr L 348 vom 
28. November 1992, in der Fassung der Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Februar 2014 zur Änderung der Richtlinien 92/58/EWG, 92/85/EWG, 
94/33/EG und 98/24/EG des Rates sowie der Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parla-
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ments und des Rates zwecks ihrer Anpassung an die Verordnung (EG) Nr 1272/2008 über die 
Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, ABl Nr L 65 vom 5. 
März 2014; 

 11. Richtlinie 94/33/EG des Rates vom 22. Juni 1994 über den Jugendarbeitsschutz, ABl Nr L 216 
vom 20. August 1994, in der Fassung der Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Änderung der Richtlinien 92/58/EWG, 92/85/EWG, 
94/33/EG und 98/24/EG des Rates sowie der Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates zwecks ihrer Anpassung an die Verordnung (EG) Nr 1272/2008 über die 
Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, ABl Nr L 65 vom 
5. März 2014; 

 12. Richtlinie 98/24/EG des Rates vom 7. April 1998 zum Schutz von Gesundheit und Sicherheit der 
Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (vierzehnte Ein-
zelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl Nr L 131 vom 
5. Mai 1998, in der Fassung der Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Februar 2014 zur Änderung der Richtlinien 92/58/EWG, 92/85/EWG, 94/33/EG und 
98/24/EG des Rates sowie der Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes zwecks ihrer Anpassung an die Verordnung (EG) Nr 1272/2008 über die Einstufung, Kenn-
zeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, ABl Nr L 65 vom 5. März 2014; 

 13. Richtlinie 1999/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1999 über 
Mindestvorschriften zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit der Arbeit-
nehmer, die durch explosionsfähige Atmosphären gefährdet werden können (Fünfzehnte Einzel-
richtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl Nr L 23 vom 
28. Jänner 2000, in der Fassung der Richtlinie 2007/30/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Juni 2007 zur Änderung der Richtlinie 89/391/EWG des Rates und ihrer Einzel-
richtlinien sowie der Richtlinien 83/477/EWG, 91/383/EWG, 92/29/EWG und 94/33/EG des Ra-
tes im Hinblick auf die Vereinfachung und Rationalisierung der Berichte über die praktische 
Durchführung, ABl Nr L 165 vom 27. Juni 2007; 

 14. Richtlinie 2000/39/EG der Kommission vom 8. Juni 2000 zur Festlegung einer ersten Liste von 
Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durchführung der Richtlinie 98/24/EG des Rates zum Schutz 
von Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemische Arbeits-
stoffe bei der Arbeit, ABl Nr L 142 vom 16. Juni 2000, in der Fassung der Richtlinie 
2009/161/EU der Kommission vom 17. Dezember 2009 zur Festlegung einer dritten Liste von 
Arbeitsplatz-Richtgrenzwerten in Durchführung der Richtlinie 98/24/EG des Rates und zur Än-
derung der Richtlinie 2000/39/EG, ABl Nr L 338 vom 19. Dezember 2009; 

 15. Richtlinie 2000/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. September 2000 
über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch biologische Arbeitsstoffe bei der Ar-
beit (Siebte Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl 
Nr L 262 vom 17. Oktober 2000; 

 16. Richtlinie 2002/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 über Min-
destvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Gefähr-
dung durch physikalische Einwirkungen (Vibrationen) (16. Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 
16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl Nr L 177 vom 6. Juli 2002, in der Fassung der 
Verordnung (EG) Nr 1137/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 
2008 zur Anpassung einiger Rechtsakte, für die das Verfahren des Artikels 251 des Vertrags gilt, 
an den Beschluss 1999/468/EG des Rates in Bezug auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle – 
Anpassung an das Regelungsverfahren mit Kontrolle – Erster Teil, ABl Nr L 311 vom 
21. November 2008; 

 17. Richtlinie 2003/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Februar 2003 über 
Mindestvorschriften zum Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Ge-
fährdung durch physikalische Einwirkungen (Lärm) (17. Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 
16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl Nr L 42 vom 15. Februar 2003, in der Fassung der 
Verordnung (EG) Nr 1137/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 
2008 zur Anpassung einiger Rechtsakte, für die das Verfahren des Artikels 251 des Vertrags gilt, 
an den Beschluss 1999/468/EG des Rates in Bezug auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle – 
Anpassung an das Regelungsverfahren mit Kontrolle – Erster Teil, ABl Nr L 311 vom 
21. November 2008; 

 18. Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 über 
bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, ABl Nr L 299 vom 18. November 2003; 
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 19. Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über den 
Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei der Arbeit 
(Sechste Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG des Ra-
tes), ABl Nr L 158 vom 30. April 2004, in der Fassung der Richtlinie 2014/27/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Änderung der Richtlinien 
92/58/EWG, 92/85/EWG, 94/33/EG und 98/24/EG des Rates sowie der Richtlinie 2004/37/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks ihrer Anpassung an die Verordnung (EG) Nr 
1272/2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, 
ABl Nr L 65 vom 5. März 2014; 

 20. Richtlinie 2009/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 
über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung von Arbeitsmit-
teln durch Arbeitnehmer bei der Arbeit (Zweite Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 
1 der Richtlinie 89/391/EWG), ABl Nr L 260 vom 3. Oktober 2009; 

 21. Richtlinie 2009/148/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 
über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Asbest am Arbeitsplatz, ABl Nr 
L 330 vom 16. Dezember 2009.“ 

6. Im § 58 wird angefügt: 

„(4) Die §§ 2, 29, 37, 44 und 56 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr ...../2016 treten mit Beginn 
des auf dessen Kundmachung folgenden Monats in Kraft.“  
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Erläuterungen 

1. Allgemeiner Teil: 

Das Vorhaben dient inhaltlich der Umsetzung der Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Änderung der Richtlinien 92/58/EWG, 92/85/EWG, 94/33/EG 
und 98/24/EG des Rates sowie der Richtlinie 2004/37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
zwecks ihrer Anpassung an die Verordnung (EG) Nr 1272/2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und 
Verpackung von Stoffen und Gemischen, ABl Nr L 65 vom 5. März 2014. 

Betroffen von diesen Änderungen sind die Kennzeichnungsrichtlinie (92/58/EWG), die Jugendarbeits-
schutzrichtlinie (94/33/EG), die Richtlinie über chemische Arbeitsstoffe (98/24/EG) und die Richtlinie 
über Karzinogene und Mutagene (2004/37/EG), die landesrechtlich vor allem in den entsprechenden 
Durchführungsverordnungen umgesetzt worden sind. Daher sind Anpassungsmaßnahmen in weiterer 
Folge auch in der Verordnung der Salzburger Landesregierung zum Schutz von jugendlichen Landes- und 
Gemeindebediensteten sowie jugendlichen Dienstnehmern in der Land- und Forstwirtschaft, der Chemi-
schen Arbeitsstoffe-Verordnung, der Salzburger Kennzeichnungs-Verordnung und der Salzburger Ge-
sundheitsüberwachungs-Verordnung notwendig. 

Darüber hinaus enthält das im Jahr 2000 erlassene Bediensteten-Schutzgesetz zahlreiche Richtlinienzitate, 
die durch den Zeitablauf mittlerweile überholt sind und aktualisiert werden müssen. Der Entwurf sieht 
auch diese Anpassung an den geltenden unionsrechtlichen Normenbestand vor. Die in der Z 1 vorgesehe-
ne Einbeziehung der biologischen Arbeitsstoffe in die Auflistung der gefährlichen Arbeitsstoffe beruht 
ebenfalls auf unionsrechtlichen Vorgaben (Richtlinie 2000/54/EG). 

2. Verfassungsrechtliche Grundlage: 

Die Dienstrechtskompetenz des Landesgesetzgebers ergibt sich aus Art 21 Abs 1 B-VG. 

3. Übereinstimmung mit EU-Recht: 

Das gegenständliche Vorhaben bezweckt ausschließlich die Anpassung an unionsrechtliche Vorgaben. 

4. Kosten: 

Soweit sich aus der Umsetzung des Vorhabens Mehrausgaben für die Gebietskörperschaften ergeben, 
resultieren diese unmittelbar aus dem Unionsrecht. 

5. Ergebnis des Begutachtungsverfahrens. 

Gegen das Vorhaben sind keine Einwände erhoben worden.  

 
Die Landesregierung stellt sohin den 

 
Antrag, 

 
der Salzburger Landtag wolle beschließen: 

 

1. Das vorstehende Gesetz wird zum Beschluss erhoben. 

2. Die Gesetzesvorlage wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung, Berichterstat-
tung und Antragstellung zugewiesen 


